
17

Basel-StadtMontag, 6. November 2023

SP-GrossratwehrtsichgegenDemo-Verbot
Christian vonWartburg erklärt,warumer und seineMitstreiter gegendasDemonstrationsverbot derBasler Polizei Rekurs eingelegt haben.

PatrickMarcolli

FürGrossratChristianvonWart-
burg (SP) ist das laufende Jahr in
demokratiepolitischer Hinsicht
bisher kein gutes: Esbegannmit
der Frauendemo vergangenen
März, steigerte sich mit der
1.-Mai-Kundgebungundgipfelte
schliesslich imDemonstrations-
verbot am 21. Oktober. «Das ist
eine klare Eskalation, die Gang-
art wird härter und immer re-
pressiver», sagt von Wartburg,
der auch im Namen der Demo-
kratischen JuristinnenundJuris-
ten Basels spricht. Er meint da-
mit: das Verhalten der Polizei.
«Bei allem Verständnis für die
Schwierigkeiten und Abwägun-
gen,mitdenendieVerantwortli-
chen in Zeiten von Konflikt,
Angst und Unruhe, konfrontiert
sind, bleiben mögliche Proteste
immer Teil der demokratischen
Auseinandersetzung, und sie
sind von der Verfassung ge-
schützt. Jetzt, damanDemonst-
rationenpräventivverbietet, sind
wir rechtsstaatlich an einem
heiklenPunkt.»

Unregelmässigkeiten in
derKommunikation
Vergangene Woche wurde be-
kannt, dass SP,GrüneundBasta
sowiedie linkeJuristen-Gruppie-
runggegendasDemonstrations-
verbot vomOktoberRekurs ein-
legen. Nun erläutert von Wart-
burg, weshalb dieser Schritt
erfolgte. «Die Kommunikation
desVerbotswieseinigeUnregel-
mässigkeiten auf: Zuerst er-
schien am Mittwoch eine Me-
dienmitteilung, in der die Publi-
kation der Verbotsverfügung
zeitnah im Kantonsblatt ange-
kündigt wurde.» Dann, zwei
Tagespäter,amFreitag, sei inder
altenMedienmitteilungdieVer-
fügung im Anhang erschienen.
Erst am Samstag wurde diese
dann imKantonsblattpubliziert,
obwohl das Verbot bereits für
denFreitag gelten sollte.

EineweitereUngereimtheit,
laut von Wartburg: «Die Verfü-
gung war nicht unterschrieben.

Wer hat sie eigentlich erlassen:
der Polizeikommandant? Ein
Einsatzleiter? Die Departe-
mentsvorsteherin?Hattediever-
fügendePersonenüberhauptdie
notwendige Verfügungsbefug-
nis? So geht das meines Erach-
tens nicht!»

Keinekonkreten
Gründe
JuristvonWartburgerkenntaber
auch gesetzliche Ungereimthei-
ten:«BeimParagrafen2desPoli-
zeigesetzes, auf den man sich
stützt, geht es um die Verhinde-
rung von Straftaten: Bei unmit-
telbarer Gefährdung kann die
Polizei eingreifen.Hierwaraber
meines Erachtens diese Unmit-
telbarkeit nicht gegeben.» Das
Verbot hätte ja erst zwei Tage
später gelten sollen. So sehe
dennauchParagraf8vor,dass in
Basel «bei hoher zeitlicher und
sachlicher Dringlichkeit» der
Gesamtregierungsrat Notrecht
erlassen kann.Nicht gelten lässt
vonWartburgauchdenHinweis
der Polizei auf die geopolitische
Lage: «Wenn ein Demonstra-
tionsverbot per Medienmittei-
lungdamit begründetwird, dass
sich die Sicherheitslage auch in
Baselverschärfthabe,dannmuss
die Polizei meines Erachtens
konkrete Gründe haben für die
Annahme, dass wegen des An-
griffsderHamas tatsächlichhier
eine konkrete unmittelbare Ge-
fahr entstanden ist.»

Trotz Demo-Verbot kam es Ende Oktober zu einer Kundgebung. Die Polizei reagierte mit einemGrossaufgebot Bild: Juri Junkov

Bis Ende Jahr keine Demos?
Wochenenden Vor zwei Wo-
chenhat dieKantonspolizei Ba-
sel-Stadt ein Demonstrations-
verbot fürs komplette Wochen-
endeausgesprochen.DerGrund
waren angekündigte Veranstal-
tungen der Gruppierun-
gen «Mass-Voll» und «Basel
Nazifrei».

Nun zeigen Recherchen:
Wer in der Basler Innenstadt
demonstrieren will, dürfte bis
Ende Jahrallenfalls einWochen-
ende zwischen Herbstmesse
undWeihnachtsmarktMitteNo-
vember zur Verfügung haben.
Die Polizei und das Justiz- und
Sicherheitsdepartement versi-

chern zwar, es gebe keine Wei-
sung, Demonstrationen bis
Ende Jahr nicht zu bewilligen.
Fakt aber ist:Grossveranstaltun-
gen in der Innenstadt wie die
Herbstmesse oder der Weih-
nachtsmarkt sollen nicht von
Demonstrationszügen gestört
werden, wie die Polizei bestä-
tigt. Und:Man suche imEinzel-
fall mit Gesuchstellenden eine
Lösung.

Die Herbstmesse dauert
nochbis zum12.November; der
Weihnachtsmarkt vom 23. No-
vember bis zum 23. Dezember,
danach ist Silvester. Somit blie-
be genaudasWochenende vom

17. bis 19. November übrig für
eine Demonstration in der In-
nenstadt. Wobei an besagtem
Datum noch die Buch Basel
stattfindet.

Die Polizei betont zwar auf
Anfrage: Grundsätzlich könne
eine Demonstration immer be-
antragtwerden.Gesuchemüss-
ten inderRegelmindestensdrei
Wochen im Voraus eingereicht
werden. Stand jetzt sind für die
WochenendenbisEnde Jahrvier
Gesucheeingegangen.Drei sei-
en noch in Bearbeitung, eines
wurdeabgelehnt,weil es zu spät
eingereicht worden sei, wie die
Polizei auf Anfragemitteilt.

«Neben dem polizeilichen
Grundauftrag für Sicherheit hat
die Kantonspolizei Basel-Stadt
auch den Auftrag, Vorausset-
zungenzu schaffen, dassder öf-
fentlicheRaumBasels nichtnur
für lebendige, vielfältige und
kritische Meinungskundgaben
offensteht. Siemussauchsicher-
stellen, dass die Interessen der
AnwohnerinnenundAnwohner,
des Gewerbes, der Marktfahre-
rinnen undMarktfahrer, des öf-
fentlichen Verkehrs und aller
anderenBenützerinnenundBe-
nützerdesöffentlichenGrundes
nichtübermässig eingeschränkt
werden.» (no)

Präventionsangebot fürPädophile
Therapieangebote sollen finanziell unterstützt werden können.

Anna-Lena Lauber

Die Zahlen sprechen für sich:
Rund zehnProzent aller Kinder
und Jugendlichen in der
Schweiz unter 18 Jahrenwerden
Opfer von sexuellem Miss-
brauch, und rund ein Prozent
der männlichen Bevölkerung
hat eine pädophile Neigung.
Wie kann potenziellen Tätern
zum Schutz von Minderjähri-
gen geholfen werden?

In derDeutschschweiz fehlt
es an qualifizierten Beratungs-
und Therapieangeboten. Die
Mehrzahl der Massnahmen
richtet sich an potenzielle Op-
fer, nicht jedoch an die Betrof-
fenen. An den Universitären
PsychiatrischenKliniken (UPK)
Basel bestehen bereits langjäh-
rige Bemühungen, ein präven-

tives Behandlungsprogramm
für Personen mit pädophilen
Neigungen zu etablieren. Die-
ses Angebot soll nun im Rah-
men eines Pilotprojekts weiter
ausgebaut werden.

OrientierunganVorbildaus
Deutschland
DerVerein «KeinTäterwerden
Suisse» wurde 2021 auf Basler
Initiative in Zürich gegründet.
Zu dessen Gründungsmitglie-
dern gehören dieUniversitären
Psychiatrische Kliniken Basel,
forio Frauenfeld,HôpitauxUni-
versitaires de Genève und die
Psychiatrische Universitätskli-
nik Zürich. Das Ziel des Pro-
jekts: ein breites Versorgungs-
angebot auszubauen, das pädo-
phile Neigungen erkennt,
behandelt und lindert.

DasPilotprojekt beruht aufdem
gleichnamigendeutschenNetz-
werk «Kein Täter werden», das
von derCharité Berlin 2005 ins
Leben gerufen wurde. Diese
Präventionskampagne stellte
sich als Erfolgsprojekt heraus.
Lediglich zwei Prozent der Pä-
dophilen, die eine solcheThera-
pie besucht hatten, verübten
laut Statistik irgendwann einen
sexuellenÜbergriffaufeinKind.
Eine ähnlich hoheErfolgsquote
wäre wohl auch in der Schweiz
möglich.

Nachdem der Bund bereits
seit Herbst 2020 Präventions-
angebote für Menschen mit se-
xuellem Interesse an Minder-
jährigen finanziell unterstützt,
soll auf Empfehlung des Bun-
desrats nun auch der Kanton
nachziehen. Die Stadt Zürich

macht es vor: Auf Initiative der
Gesundheitsdirektion des Kan-
tons wurde 2021 das erste kan-
tonal geförderte Behandlungs-
angebot der Schweiz lanciert,
die Präventionsstelle Pädose-
xualität an der Psychiatrischen
Universitätsklinik Zürich.

AuchderBaslerRegierungs-
rat sieht Bedarf für ein Bera-
tungs- und Behandlungsange-
bot für Menschen mit pädophi-
len Neigungen – kostenlos,
anonym und unterschwellig
müsse es sein. Allerdings ver-
meldet er auch, dass ein solches
Angebot auf kantonaler Ebene
mit denUPKunddemPilotpro-
jekt«KeinTäterwerdenSuisse»
bereits besteht. Derzeit werden
alternative Möglichkeiten für
die finanzielle Unterstützung
des Projekts geprüft.

«Werhat
dieVerfügung
überhaupt
erlassen?»

ChristianvonWartburg
SP-Grossrat und Jurist

KunsteisbahnenundEishalle:
ProjektehabenVerzögerung
Regierung prüft derzeit verschiedeneOptionen

DieSuchenacheinerneuenEis-
halle in Basel geht schleppend
voran. Das zeigt ein Zwischen-
bericht des Erziehungsdeparte-
ments an den Grossen Rat. Im
vergangenen Sommer habe die
Standortsuche füreineneueEis-
halle stattgefunden. Die Resul-
tate stellt die Regierung nun für
Ende Jahr in Aussicht.

Unklar ist auch noch, wie es
mit der maroden Kunsteisbahn
Margarethen weitergehen soll.
Ein erstes Sanierungsprojekt in
derHöhevon45MillionenFran-
ken,dasdieRegierungvorgelegt
hatte, war vergangenes Jahr zu-
rückgewiesenworden. Stattdes-
sen solle einemarkant günstige-
reMinimalsanierungderKunst-
eisbahn für den Freizeit- und
Schulsport vorgelegt werden.

Die Ergebnisse dieser Studie
sollten voraussichtlich Anfang
kommenden Jahres vorliegen.

ProvisorischeEishalle für
mindestenszehnJahre
Zur Überbrückung der Bauzeit
auf der Kunsteisbahn Margare-
thenundzurAbdeckungderBe-
dürfnisse von Vereinen und
Schulen ist eine provisorische
Halle mit zwei Eisfeldern ge-
plant. Diese dürfte zwischen
zehn bis zwölf Jahren in Betrieb
sein. Entsprechende Machbar-
keitsstudien sind am Laufen.
Für die provisorische Eishalle
seien bereits Standorte auf
Sportanlagen ausgeschieden
worden, schreibtdieRegierung,
ohne allerdings konkreter zu
werden. (hys)


